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über den Straßenverkehr, über den internationalen Verkehr
auf der Straße und über den internationalen Handel unter­
worfen.

Artikel 6
1. Die Mitgliedsstaaten der Wirtschaftskommissionen für 

Europa und die Staaten, die nach Absatz 8 des Mandats 
dieser Kommission in beratender Eigenschaft zur Kom­
mission zugelassen sind, können Vertragsparteien dieses 
Abkommens werden
a) durch Unterzeichnung,
b) durch Ratifikation, nachdem sie es unter dem Vorbe­

halt der Ratifikation unterzeichnet haben,
c) durch Beitritt.

2. Die Staaten, die nach Absatz 11 des Mandats der Wirt­
schaftskommission für Europa berechtigt sind, an be­
stimmten Arbeiten der Kommission teilzunehmen, kön­
nen nach dem Inkrafttreten des Abkommens durch Bei­
tritt Vertragsparteien werden.

3. Das Abkommen liegt bis zum 15. Dezember 1957 zur Un­
terzeichnung auf. Nach diesem Tage steht es zum Beitritt 
offen.

4. Die Ratifikation oder der Beitritt erfolgt durch Hinter­
legung einer Urkunde beim Generalsekretär der Verein­
ten Nationen.

Artikel 7
1. Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tage in 

Kraft, an dem die Zahl der in Artikel 6 Absatz 1 er­
wähnten Staaten, die es ohne Vorbehalt der Ratifikation 
unterzeichnet oder ihre Ratifikations- bzw. Beitritts­
urkunde hinterlegt haben, insgesamt fünf erreicht hat. 
Die Anlagen des Abkommens werden jedoch erst sechs 
Monate nach dessen Inkrafttreten wirksam.

2. Für jeden Staat, der dieses Abkommen ratifiziert oder 
ihm beitritt, nachdem fünf der in Artikel 6 Absatz 1 er­
wähnten Staaten es ohne den Vorbehalt der Ratifikation 
unterzeichnet oder ihre Ratifikations- bzw. Beitritts­
urkunde hinterlegt haben, tritt dieses Abkommen einen 
Monat, nachdem der besagte Staat seine Ratifikations- 
bzw. Beitrittsurkunde hinterlegt hat, in Kraft, und die 
Anlagen des Abkommens werden für diesen Staat ent­
weder am selben Tag wirksam, wenn sie an diesem Tag 
bereits in Kraft sind, oder, wenn sie an diesem Tag noch 
nicht in Kraft sind, an dem Tage, an dem sie nach den 
Bestimmungen von Absatz 1 dieses Artikels wirksam 
werden.

Artikel 8
1. Jede Vertragspartei kann dieses Abkommen durch Mittei­

lung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
kündigen.

2. Die Kündigung wird zwölf Monate nach dem Eingang der 
Kündigung beim Generalsekretär wirksam.

Artikel 9
1. Dieses Abkommen wird unwirksam, wenn nach seinem 

Inkrafttreten die Zahl der Vertragsparteien während 
zwölf aufeinanderfolgender Monate weniger als fünf be­
trägt.

2. Sollte ein universelles Abkommen über die Regelung der 
Beförderung gefährlicher Güter abgeschlossen werden, so 
wird jede Bestimmung des vorliegenden Abkommens, die 
zu einer Bestimmung des besagten universellen Abkom­
mens in Widerspruch steht, vom Tage des Inkrafttretens 
des letzteren an im Verhältnis der Vertragsparteien, die 
Parteien dieses universellen Abkommens geworden sind, 
automatisch unwirksam und automatisch durch die betref­
fende Bestimmung des besagten universellen Abkommens 
ersetzt.

Artikel 10
1. Jeder Staat kann zum Zeitpunkt der Unterzeichnung die­

ses Abkommens ohne Ratifikationsvorbehalt oder der 
Hinterlegung seiner Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde 
oder zu jedem späteren Zeitpunkt durch Mitteilung an 
den Generalsekretär der Vereinten Nationen erklären,

daß dieses Abkommen für alle oder für einen Teil der 
Territorien gelten soll, deren internationale Beziehungen 
er wahrnimmt. Das Abkommen und seine Anlagen wer­
den für das Territorium oder die Territorien, die in der 
Mitteilung genannt sind, einen Monat nach Eingang der 
Mitteilung beim Generalsekretär wirksam.

2. Jeder Staat, der nach Absatz 1 erklärt hat, daß dieses 
Abkommen auf ein Territorium Anwendung findet, des­
sen internationale Beziehungen er wahrnimmt, kann das 
Abkommen in bezug auf das besagte Territorium ent­
sprechend den Bestimmungen des Artikels 8 separat kün­
digen.

Artikel 11
1. Jede Meinungsverschiedenheit zwischen zwei oder meh­

reren Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwen­
dung dieses Abkommens wird, soweit möglich, durch 
Verhandlungen zwischen ihnen beigelegt.

2. Jede Meinungsverschiedenheit, die nicht durch Verhand­
lungen beigelegt werden kann, wird auf Antrag einer der 
streitenden Vertragsparteien einem Schiedsverfahren un­
terworfen und demgemäß einem Schiedsrichter oder meh­
reren Schiedsrichtern unterbreitet, die von den streiten­
den Parteien in gegenseitigem Einvernehmen ausgewählt 
werden. Einigen sich die streitenden Parteien innerhalb 
von drei Monaten seit dem Tage des Antrags auf Schieds­
verfahren nicht über die Wahl eines Schiedsrichters oder 
der Schiedsrichter, so kann jede dieser Parteien den Ge­
neralsekretär der Vereinten Nationen ersuchen, einen ein­
zigen Schiedsrichter zu benennen, dem der Streitfall zur 
Entscheidung übertragen wird.

3. Die Entscheidung des nach Absatz 2 ernannten Schieds­
richters oder der nach Absatz 2 ernannten Schiedsrichter 
ist für die streitenden Vertragsparteien bindend.

Artikel 12
1. Jede Vertragspartei kann bei Unterzeichnung, -Ratifika­

tion oder Beitritt zu diesem Abkommen erklären, daß 
sie sich durch Artikel 11 nicht als gebunden betrachtet. 
Andere Vertragsparteien sind gegenüber keiner Vertrags­
partei, die einen solchen Vorbehalt gemacht hat, durch 
Artikel 11 gebunden.

2. Jede Vertragspartei, die einen Vorbehalt nach Absatz 1 
dieses Artikels gemacht hat, kann diesen Vorbehalt jeder­
zeit durch Mitteilung an den Generalsekretär der Ver-

- einten Nationen zurückziehen.

Artikel 13
1. Ist dieses Abkommen drei Jahre lang in Kraft, so kann 

jede Vertragspartei durch Mitteilung an den General­
sekretär der Vereinten Nationen die Einberufung einer 
Konferenz zur Revision des Abkommenstextes beantra­
gen. Der Generalsekretär teilt diesen Antrag allen Ver­
tragsparteien mit und beruft eine Revisionskonferenz ein, 
wenn innerhalb von vier Monaten nach dieser Mitteilung 
des Generalsekretärs mindestens ein Viertel der Vertrags­
parteien ihm ihre Zustimmung zu dem Antrag mitteilt.

2. Wird eine Konferenz nach Absatz 1 dieses Artikels einbe­
rufen, so setzt der Generalsekretär alle Vertragsparteien 
davon in Kenntnis und ersucht sie, innerhalb von drei 
Monaten die Vorschläge vorzulegen, deren Prüfung durch 
die Konferenz sie wünschen. Der Generalsekretär teilt 
mindestens drei Monate vor dem Tage der Eröffnung der 
Konferenz allen Vertragsparteien die vorläufige Tages­
ordnung der Konferenz sowie den Wortlaut jener Vor­
schläge mit.

3. Der Generalsekretär lädt zu jeder gemäß diesem Artikel 
einberufenen Konferenz alle nach Artikel 6 Absatz 1 in 
Betracht kommenden Staaten sowie die Staaten ein, die 
nach Artikel 6 Absatz 2 Vertragsparteien geworden sind.

Artikel 14
1. Unabhängig vom Revisionsverfahren gemäß Artikel 13 

kann jede Vertragspartei eine oder mehrere Änderungen 
der Anlagen dieses Abkommens Vorschlägen. Zu diesem 
Zweck übermitteln sie den Wortlaut jeder vorgeschlage-


